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Drucksache 


Der Bundesminister für 

Wohnungswesen und Städtebau Bad Godesberg, den 2. September 1966 

lA 2 - 17 02 01 - 2/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kürzungen beim Wohngeld und bei den allgemeinen 
Haushaltsmitteln für den Wohnungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Jacobi (Köln) und 
der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/879 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen die o. a. Kleine 
Anfrage wie folgt: 


1. Hatte oder hat die Bundesregierung bzw. der von ihr einge- 
setzte Kabinettsausschuß für mittelfristige Finanzplanung 
(Streichquintett) die Absicht, durch Änderung des Wohngeld- 
gesetzes Einsparungen an Wohngeld in den Jahren 1966 und 
1967 zu erzielen? 


Es trifft zu, daß eine Änderung des Wohngeldgesetzes beab- 
sichtigt ist. Bei den Beratungen des Wohngeldgesetzes in der 
Fassung vom 1. April 1965 waren auf Grund der vorge- 
nommenen materiellrechtlichen Verbesserungen die Gesamt- 
aufwendungen des Bundes und der Länder für Wohngeld für 
das Jahr 1965 auf etwa 100 Millionen DM und für 1966 auf 
etwa 150 Millionen DM geschätzt worden. Die weitergehenden 
Vorschläge der SPD-Fraktion waren nicht übernommen worden, 
um zunächst die kostenmäßigen Auswirkungen der Novellie- 
rung abzuwarten. Nachdem das Wohngeldgesetz jetzt seit über 
einem Jahr in Kraft ist und die Miet- und Lastenzuschüsse 
dank der vom Bundestag gewünschten Aufklärung der Bevöl- 
kerung von den berechtigten Personenkreisen in großem Maße 
in Anspruch genommen werden, hat sich gezeigt, daß der finan- 
zielle Aufwand der öffentlichen Hand wesentlich höher ange- 
setzt werden muß. So sind z. B. im Jahre 1965 für Wohngeld 
Aufwendungen in Höhe von insgesamt 121 Millionen DM ent- 
standen, für das 1. Halbjahr 1966 bereits 200 Millionen DM. 
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Es wird sich also für das Jahr 1966 voraussichtlich eine Inan- 
spruchnahme der öffentlichen Haushalte von über 400 Milli- 
onen DM ergeben, da die Ausgaben in der 2. Jahreshälfte in- 
folge der neu hinzugetretenen „weißen Kreise" ansteigen 
werden. 

Im Hinblick auf die in Bund und Ländern gleichermaßen ange- 
spannte Haushaltslage ist es daher erforderlich, die Voraus- 
setzungen für den Bezug des Wohngeldes zu überprüfen. Es ist 
jedoch nicht — wie in der Presse z. T. gemeldet — beabsichtigt, 
die Leistungen für Wohngeld linear um 25 v. H. zu kürzen. 
Vielmehr ist in Erwägung gezogen, die bisherigen Tragbar- 
keitssätze des § 10, die sich an der Einkommensgrenze und der 
Familiengröße orientieren, unter Berücksichtigung der sozia- 
len und wirtschaftlichen Verhältnisse anzuheben. Dadurch wer- 
den sich für die Kreise, die sozial am stärksten schutzbedürftig 
sind, keine Härten ergeben; andererseits werden für den Haus- 
halt von Bund und Ländern Einsparungen vom Rechnungsjahr 
1967 ab ermöglicht. 


2. Hatte oder hat die Bundesregierung bzw. der von ihr einge- 
setzte Kabinettsausschuß für mittelfristige Finanzplanung 
(Streichquintett) die Absicht, im Jahre 1967 die Schlüsselzuwei- 
sungen für den Wohnungsbau, die in § 19 a des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes mit jährlich 210 Mio DM festgesetzt worden 
sind, zu kürzen? 


Der Haushaltsausgleich 1967 erfordert u. a. auch eine Kürzung 
der Wohnungsbaumittel nach § 19 a des II. WoBauG. Es ist 
vorgesehen, diese Mittel für das Rechnungsjahr 1967 von 210 
Millionen DM auf 150 Millionen DM zu senken. Die Bindungs- 
ermächtigung im Bundeshaushalt 1966 in Höhe von 210 Millio- 
nen DM (Kap. 25 02 Tit. 585) für das Wohnungsbauprogramm 
1967 wird daher nur in Höhe von 150 Millionen DM erteilt 
werden. Die Mittel sollen für den Wohnungsbau zugunsten von 
kinderreichen Familien, jungen Ehepaaren, älteren Personen 
und Facharbeitern im Zonenrandgebiet sowie für Familienzu- 
satzdarlehen bereitgestellt werden. Annuitätszuschüsse sollen 
für 1967 nicht gewährt werden. 

Im Haushalt 1967 soll für das Wohnungsbauprogramm 1968 
eine BE in Höhe von 178 Millionen DM (für Darlehen 150 Milli- 
onen DM, für Annuitätszuschüsse 28 Millionen DM — 7 Jahres- 
raten zu 4 Millionen DM — ) ausgebracht werden. Dadurch 
v/ird die Möglichkeit geschaffen, die Wohnungsbaumittel für 
das Bauprogramm 1968 bereits im Laufe des Rechnungsjahres 
1967 zu verteilen. 


3. Hatte oder hat die Bundesregierung bzw. der von ihr ein- 
gesetzte Kabinettsaussdiuß für mittelfristige Finanzplanung 
(Streichquintett) die Absicht, im Jahre 1967 die Rückflüsse aus 
Darlehen, die der Bund zur Förderung des Wohnungsbaues den 
Ländern oder sonstigen Darlehensnehmern gewährt hat, nicht 
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— wie in § 20 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vorgese- 
hen — voll zur weiteren Förderung von Maßnahmen zugunsten 
des Wohnungs- und Städtebaues zu verwenden, sondern ganz 
oder teilweise in den allgemeinen Haushalt fließen zu lassen? 

Die Rückflußmittel nach § 20 des II. WoBauG stehen im Rech- 
nungsjahr 1967 in vollem Umfang zur Förderung von Maß- 
nahmen zugunsten des sozialen Wohnungsbaues zur Verfügung. 


4. Hatte oder hat die Bundesregierung bzw. der von ihr ein- 
gesetzte Kabinettsausschuß für mittelfristige Finanzplanung 
(Streichquintett) die Absicht, im Jahre 1967 den Gesamtbetrag 
der übrigen Förderungsmittel für Sonderprogramme im Woh- 
nungsbau außerplanmäßig zu verändern? 

Eine außerplanmäßige Veränderung des Gesamtbetrages der 
übrigen Förderungsmittel für Sonderprogramme im Wohnungs- 
bau ist für 1967 weder vom Kabinettausschuß vorgeschlagen 
noch von der Bundesregierung beabsichtigt. 


Dr. Bücher 



